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Zum 200.
alles Gute!

Der Kampf geht weiter

Mit Marx & Mut: Gemeinsam �ür ein rotes Berlin
Von Mirco Kolarczik (Herausgeber) ■ Pünktlich zum . Geburtstag von Karl Marx erscheint die Erstausgabe von „Rotes Berlin“.

Häen wir den ollen Marx nicht, 
man könnte es mit der Angst zu tun 
bekommen: Konfliktherde brechen 
überall auf der Welt auf, Millionen 
Menschen sind auf der Flucht, wir er‐
leben eine Konfrontation der Groß‐
mächte wie seit dreißig Jahren nicht 
mehr. Und überall um uns herum se‐
hen wir Mitmenschen, deren Ängste
 in Hass umschlagen – Hass auf Frem‐
de, Hass auf die Schwachen, letzten 
Endes Hass auf alles außerhalb der 
eigenen Wahrnehmungsblase. Die 
Gesellscha driet vermeintlich un‐
aualtsam nach rechts, zuerst in ein
 „Wir gegen die“, am Ende in ein „Ich
 gegen den Rest der Welt“.

Aber zum Glück haben wir den ol‐
len Marx, und der hil uns auch über
 seinen 200. Geburtstag hinaus, die 
Welt etwas besser zu verstehen. Er 
sagt uns klar und eindeutig: Nichts 
auf dieser Welt kommt von ungeähr,
 alles hat seine materiellen Ursachen!
 Und außerdem: Niemals etwas aus 
dem Zusammenhang reißen! Das ist 
der dialektische Materialismus, der 
uns zu verstehen hil, dass die Ängs‐

te der Menschen heute nicht ohne die
 Begriffe „Agenda 2010“ und „Hartz 
IV“ gedacht werden können. Diese 
Ängste sind real, denn die Gefahr des
 sozialen Absturzes ist in dieser Ge‐
sellscha ganz real geworden. Der ei‐
genen Hände Arbeit schützt heute 
nicht mehr vor Armut im Alter. Die‐
ses „Sein“ bestimmt eben „das Be‐
wusstsein“ – das werden wir als 
MarxistInnen nicht vergessen. Und 
ebenso wenig werden wir vergessen,
 dass die Kriege, die Menschen in die 
Flucht treiben, ihre Profiteure haben:
 Es sind die Banken, Konzerne und ih‐
re Aktionäre, die sich unseren Staat 
insbesondere seit der Finanzkrise 
2008 untertan gemacht haben. Ja, 
auch der Klassenfeind ist ganz real. 
Wir und sie, wir haben tatsächlich 
nichts gemein. Der Klassenkampf 
tobt. Marx hat es uns erklärt. Aber 
bewusst ist es uns noch nicht.

Genau da wollen wir mit unserer 
Zeitung ansetzen. Wenn wir von 
„Wir“ sprechen, meinen wir keine 
Volksgruppe und keine Staatszuge‐
hörigkeit. „Wir“, das sind all die Men‐

schen, die zu wenig besitzen, um al‐
lein von ihrem Besitz leben zu kön‐
nen. Und das sind fast alle. Wir rufen
 zur Solidarität auf, wollen zeigen, 
dass wir gemeinsame Interessen ha‐
ben und auch gemeinsam handeln 
können. Du und ich, die wir in einer
 Nachbarscha wohnen. Deshalb er‐
scheint unsere Zeitung nicht nur als 
„Rotes Berlin“, sondern aktuell auch 
als „Rotes Deutschland“ und „Rote 
Förde“ (ür die Region Kiel). Unsere 
Zeitung wird unter rote-zeitung.de 
ein umfassendes Online-Leben be‐
kommen, aber das wahre Leben, das 
spielt in deiner Wohnung. Deshalb 
kommen wir in deinen Brieasten. 
Oben rechts steht ein Preis von 20 
Cent auf der Zeitung. Wenn Du die‐
se Zeitung im Brieasten gefunden 
hast, dann hat sie dir ein freundlicher
 Mitmensch geschenkt. Bei uns kau 
(im Regelfall) nicht der Leser, wir sind
 eine „Verschenk-Zeitung“, um auf 
dem Weg der gelebten Solidarität ins
 Gespräch zu kommen.

„Zeitung ür linke Kultur und so‐
zialistischen Auau“ ist unser Unter‐

titel – doch was heißt das konkret? 
Und ist das nicht anmaßend? Der lin‐
ke Kulturraum ist heute gespaltener 
denn je. Unser Autor Fabian Lehr 
zeigt auf unserer ema-Seite 6/7, 
was wir von den Erfahrungen des 
jungen Marx daraus heute lernen 
können. Wichtig ist uns auch, über 
den deutschen Tellerrand hinauszu‐
schauen. Nur weil in Deutschland der
 erste Sozialismusversuch vor dreißig
 Jahren gescheitert ist, heißt das nicht,
 dass das im Weltmaßstab gilt. In der 
Volksrepublik China vollziehen sich 
derzeit interessante Umbrüche. Die 
Kommunistische Partei gestaltet dort
 die Gesellscha aktiv und wird in we‐
nigen Jahren die absolute Armut erst‐
mals in der 5000-jährigen Geschichte
 Chinas besiegt haben. Und auch das 
sozialistische Kuba, wo gerade ein 
neuer Präsident gewählt wurde (Sei‐
te 8), geht seinen eigenen, konkreten
 Weg zum Sozialismus. Das wollen wir
 regelmäßig und voll solidarisch be‐
gleiten. Alle zwei Monate erscheint 
eine neue Ausgabe. Unterstützt uns 
dabei! Euren Nachbarn zuliebe.



Seit 1985 ist es in Krankenhäusern 
erlaubt Profite zu machen. Mit dem 
Einzug des Marktes und der 
Möglichkeit der Profitmaximierung 
wurden seit 1996 in der Pflege bun‐
desweit ca. 10%  der Stellen abge‐
baut. Gleichzeitig stieg die Anzahl 
der zu versorgenden Patient*innen 
um 24%, während die durchschnili‐
che Verweildauer im Krankenhaus 
gesunken ist. Gesundheitsökonomen
 schwärmen von effizienter „Been‐
bespielung“ und Auslastung der 
Krankenhäuser.  Die Realität ür Pa‐
tient*innen und Personal sieht je‐
doch nicht so rosig aus wie die 
Zahlen, die diese Ausrichtung auf 
den Profit hervorgebracht haben.
Im Alltag bedeutet das: überlastete 
Pflegekräe, überüllte Reungsstel‐
len und zu wenig Zeit um Pati‐
ent*innen richtig zu versorgen. Die 
Arbeit in den Berliner Kliniken ist 
geprägt von Zeitdruck und Personal‐
mangel . Täglich schreiben Pflege‐
kräe Geährdungsanzeigen, weil 
das Arbeitspensum nicht zu schaffen
 und das Wohl und die Sicherheit der
 Patient*innen nicht  zu gewährleis‐
ten ist. Nicht nur in Berlin ist der 
Pflegenotstand allgegenwärtig. Um 

mit geringen Personalkosten und 
großer Auslastung in den Kliniken 
möglichst viel Gewinn zu machen 
wurden in den letzten Jahren gezielt 
Stellen abgebaut. 
Bundesweit fehlen laut ver.di  und 
Deutschem Pflegerat allein in den 
Krankenhäusern 70.000 Stellen, da‐
von 3000 in Berliner Krankenhäu‐
sern. Die im Koalitionsvertrag 
vereinbarten 8000 Stellen erscheinen
 angesichts dieser Zustände geradezu
 lächerlich. Da heißt es also selbst et‐
was gegen diese Zustände tun. Des‐
halb wurde in Berlin nun die 
Unterschriensammlung ür einen 
„Volksentscheid ür gesunde Kran‐
kenhäuser“ vom parteiunabhängigen

„Bündnis ür mehr Personal im 
Krankenhaus“  gestartet. Unterstützt
 wird das Bündnis von ver.di, dem 
Marburger Bund, der Berliner Ärzte‐
kammer, den Berliner Landesverbän‐
den der Gewerkschaen EVG und 
GEW und der Partei DIE LINKE.  
Gefordert werden mehr Personal im 
Krankenhaus durch einen festen 
Personal-Patientenschlüssel sowie 
maßgebliche Investitionen des Lan‐
des Berlins in den Kliniken. 
Schon sechs Wochen nach Beginn 
der Unterschriensammlung gab es 
erste Erfolge zu vermelden. In Berlin
 wurde pünktlich zum internationa‐
len Kampag ür Frauenrechte am 8.
 März die Marke der ersten 10.000 

Unterschrien geknackt. Am selben 
Tag startete ein Bündnis mit ähnli‐
chen Forderungen in Hamburg seine
 Unterschriensammlung ür einen 
Volksentscheid dort. Die Listen ür 
die Unterschriensammlung in Ber‐
lin gibt es zum Download auf der 
Website des Volksentscheids. Bis 
zum Frühsommer 2018 wird noch 
fleißig weiter gesammelt.

Krankheit: Kapitalismus
Von Anita Prasser ■ „Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus“ will die Politik mit einem Voksentscheid zum Handeln zwingen. 

Infos zumVolks-
entscheid:
rote-zeitung.de/
link/

Online weiterlesen

Im Januar haben informierte der 
Verlag 8. Mai, in dem u.a. die Tages‐
zeitung junge Welt erscheint, dass die
 Kulturzeitschri Melodie & Rhyth‐
mus vorerst nicht mehr erscheinen 
könne. Die Melodie & Rhythmus 
(M&R) wurde 1957 gegründet und 
war das beliebtestes Musik- und Kul‐
turmagazin der DDR. Nach 1990 ein‐
gestellt, erschien sie seit 2004 wieder.
 2009 übernahm der Verlag 8. Mai die
 Herausgeberscha, 2017 wurde die 
M&R zu einem Magazin ür Gegen‐
kultur weiterentwicklet.

Grund ür die Einstellung waren je‐
doch nicht die schlechten Verkäufe 
nach der Umstellung, sondern die 
Tatsache, dass ein solch ambitionier‐
tes Projekt auf festen Füßen stehen 
muss, sowohl finanziell als auch per‐
sonell. Das war nicht gegeben. In An‐
betracht der Tatsache, dass ein linkes

Die Wa�e der Kritik braucht ein Magazin
Von Jonas Pohle (Vertriebsleiter Verlag 8. Mai) ■ BerlinerInnen und Künstler unterstützen die „Melodie & Rhythmus“.

Magazin ür Gegenkultur aber heute
 besonders wichtig ist, und angesichts
 der zahlreichen Rückmeldungen von
 Leserinnen und Lesern, Künstlern 
und anderen Kulturschaffenden, wur‐
de beschlossen, Bedingungen ür die
 weitere Herausgabe der M&R zu 
schaffen.

In einem ersten Schri sollen bis 
zum 30. Juni 2018 1.000 neue Abon‐
nenten gefunden werden. Wird die‐
ses Ziel erreicht und die ersten 
Anzeigenkunden ür Jahresverträge 
gewonnen, kann die nächste Ausga‐
be der Melodie & Rhythmus am 15. 
Dezember 2018 wieder erscheinen.

Zahlreiche Künstler und Intellek‐
tuelle haben bereits erklärt, warum 
sie die M&R ür nötig und unterstüt‐
zenswert halten, darunter der ea‐
terregisseur Johann Kresnik, der 
Kabareist Christoph Sieber, der 

Komponist Genoël von Lilienstern 
und der Rapper Jason Williamson von
 der Band Sleaford Mods. Der Lieder‐
macher Konstantin Wecker erklärte 
zum Beispiel: »Dieses Gegenkultur-
Magazin ist unverzichtbar in diesen 
Zeiten, in denen ganz bewusst die 
Stimmen unterdrückt werden, die im
 Sinne Brechts eine veränderbare Welt

beschreiben und besingen wollen. Je‐
des M&R-Abo ist ein Ausdruck des 
Widerstands!«

Treffen von Berliner M&R-UnterstützerInnen am 24. April.
Foto: MK

Website der Melo-
die & Rhythmus:
melodieundrhyth
mus.com

Online weiterlesen
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Die UZ ergreift Partei für die demo-
kratischen und sozialen Rechte, 
gegen Kriegstreiberei und Rechts-
entwicklung. Sie mischt sich ein in 
die Klassenkämpfe unserer Zeit 
und gibt denen eine Stimme, die 
Widerstand leisten und den Kapi-
talismus zur Geschichte machen 
möchten .

Anzeige

Bundesweit steigen die Preise ür 
Grundstücke und Immobilien immer
 stärker an. Darunter zu leiden haben
 vor allem diejenigen, die darin zur 
Miete leben und immer häufiger so‐
gar gar keine erschwingliche Woh‐
nung mehr finden können. Unter dem
 Moo „Widersetzen – gemeinsam ge‐
gen Verdrängung und Mietenwahn‐
sinn“ fand deshalb am 14. April in 
Berlin eine Großdemonstration ür 
bezahlbaren Wohnraum sta. Laut 
Veranstaltern nahmen mehr als 25.000
 Berlinerinnen und Berliner an der 
Demonstration teil, die damit eine der
 größten Kundgebungen der letzten 
Jahre gegen die angespannte Woh‐
nungssituation in der Hauptstadt ge‐
wesen sein düre.

Ein außerparlamentarisches Bünd‐
nis aus 250 Organisationen und In‐
itiativen hae zu der Demonstration
 aufgerufen, die vom Potsdamer Platz
 über Kreuzberg bis nach Schöneberg
 zog. Steigende Mieten und die Um‐
wandlung von Wohnungen in Eigen‐
tum ühre zu zunehmender 

Anfang März fand in Frankfurt der
 22. Parteitag der Deutschen Kommu‐
nistischen Partei (DKP) sta. Neben 
der Neuwahl des Vorstands wurden 
dabei auch die inhaltlichen Schwer‐
punkte der Parteiarbeit beschlossen. 
So will sich die Partei mit ihrem neu‐
en Leitantrag künig stärker auf die 
Arbeit innerhalb der Betriebe orien‐
tieren. Dabei soll insbesondere die 
Friedensfrage eine zentrale Rolle 
spielen. P atrick Köbele (56), wurde 

DKP mobilisiert �ür Abrüstung
. Parteitag setzt Zielmarke von . Unterschriften bis zum UZ-Pressefest.

mit 85 Prozent der Delegiertenstim‐
men erneut zum Vorsitzenden ge‐
wählt.

Unter dem Moo „Abrüsten sta 
Aufrüsten“ will die Partei in den 
kommenden Monaten mindestens 
30.000 Unterschrien sammeln. Mit 
diesem Aufruf hae sich im vergan‐
genen November ein breiter Unter‐
stützerkreis gegen das Zwei-Prozent
-Ziel der NATO zur Aufrüstung ihrer
 Mitgliedstaaten gewandt. Die DKP-

Mitglieder planen, bei Aktionen der 
Friedensbewegung, in ihren Stadei‐
len und an ihren Arbeitsplätzen Un‐
terschrien unter diesen Aufruf zu 
sammeln. Bis zum Pressefest der DKP
-Zeitung „UZ“, das vom 7. bis zum 9.
 September in Dortmund stafinden 
wird, soll die Arbeit mit diesem Auf‐
ruf einen Schwerpunkt der Parteiar‐
beit bilden.

„Wer Frieden will, muss gegen die 
NATO-Aufrüstung kämpfen. Das wer‐
den wir als Kommunisten in den 
nächsten Monaten mit zehntausenden
 Freunden und Kollegen diskutieren 
und sie um ihre Unterschri bien“, 
heißt es in einer Pressemieilung der
 Partei. Rainer Braun, der ür die Kam‐
pagne „Abrüsten sta Aufrüsten“ ein
 Grußwort hielt, erinnerte daran, dass
 schon in den 1980er Jahren der Bei‐
trag der Kommunisten entscheidend 
ür die Friedensbewegung war. Braun
 sagte, er hoffe, dass mit Beteiligung 
der DKP bis zum UZ-Pressefest im 
September 100.000 Unterschrien un‐
ter den Aufruf der Kampagne gesam‐
melt werden könnten.

Verdrängung von Menschen, heißt es
 in dem Aufruf des Bündnisses 
„Zwangsräumung verhindern“. Und 
weiter: „Nachbarschaen werden zer‐
stört. Soziale Einrichtungen und Ge‐
werbetreibende finden keine 
bezahlbaren Räume mehr. Die Ob‐
dachlosigkeit wächst. Rassismus und
 Diskriminierung erschweren zusätz‐
lich die Wohnungssuche.“

„Das Menschenrecht auf Wohnen 
– es ist ür viele schon lange nicht 

DKP-Mitglieder sammeln Unterschriften für die Abrüstung.

Foto: dkp-berlin.info

Infos zu Abrüsten-
Kampagne:
rote-zeitung.de/
link/

Online weiterlesen

25.000 Menschen gegen Mietwucher auf der Straße

mehr bezahlbar. Aber Wohnen ist 
kein Privileg. Die Verwirklichung ei‐
nes Menschenrechts darf nicht vom 
Geldbeutel abhängen!“, sagt Claudia 
Rische von der Initiative ‚Unser Block
 bleibt‘ in der Eingangsrede ür das 
Demobündnis. „Wer mit Immobilien 
handelt, handelt mit Menschen. Aber
 diese Menschen fordern jetzt laut‐
stark ihr Recht auf Wohnen ein. Die 
Landes- und die Bundespolitik muss 
den Ausverkauf der Stadt stoppen!“

Von der Demonstration sollte ein 
„starkes Signal“ ür bezahlbaren 
Wohnraum ausgehen. „Wir wollen 
vor allem auch aufzeigen, dass wir 
Wohnraum in Berlin ür alle Men‐
schen, egal welcher Bevölkerungs‐
gruppe brauchen“, meint Franziska 
Schulte, eine der Sprecherinnen des 
Bündnisses. In der Politik müsse jetzt
 ein „radikaler Kurswechsel“ stafin‐
den, so Schulte.

Großdemonstration in Berlin gegen steigende Mieten (Foto: unserblockbleibt.wordpress.com)
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MKu. Das kleine Städtchen Trier 
bekommt dieser Tage ungeahnte Auf‐
merksamkeit. Grund ist der 200. Ge‐
burtstag von Karl Marx, dem 
berühmten Sohn der Stadt. Dass es 
sich dabei um kein ganz gewöhnli‐
ches Jubiläum handelt, zeigt die em‐
sige Geschäigkeit der Trierer im 
Vorfeld des Gedenktags: Straßen wur‐
den umbenannt, plötzlich tauchen 
kleine Marx-Ampelmännchen auf und
 eine monumentale Statue ziert heute
 die Stadt, die sogar ihren Namen än‐
derte! Doch was haben die Chinesen
 mit all dem zu tun?

Ab dem 5. Mai wird die „Universi‐
tätsstadt Trier“ offiziell „Karl-Marx-
Stadt Trier“ heißen. So will es der 
Stadtrat, der sich darüber hinaus be‐
reits im Februar ür die Annahme ei‐
nes ganz besonderen Geschenks 
ausgesprochen hat: die Volksrepublik
 China hat der Stadt anlässlich des Ju‐
biläums eine 4,40 Meter hohe und 2,3
 Tonnen schwere Bronzestatue ge‐
stiet, welche durch den Pekinger 
Künstler Wu Weishan geschaffen 
wurde. Sie soll neben dem römischen
 Stador Porta Nigra einen Platz fin‐
den. Beürchtungen der Bevölkerung,
 die Statue könne zu groß ausfallen 
haben sich nach dem „Probestellen“ 
eines 1:1 Maßstabsbildes als unbe‐
gründet erwiesen. Die Reaktionen der
 Trierer auf ihre neue Statue fallen 
heute überwiegend positiv aus, eben‐
so jene aus der Lokalpolitik. „Dass 
das größte Land der Erde an die klei‐
ne Stadt Trier denkt, das ist doch 
toll“, sagte Bauzedernent Andreas 
Ludwig (CDU) gegenüber dem Süd‐
westrundfunk und ügte hinzu: 
„150.000 chinesische Touristen kom‐
men jedes Jahr nach Trier – und das 
können noch viel mehr werden.“

„Das Geschenk Chinas ist eine An‐
erkennung ür die Geburtsstadt des 
großen Philosophen“, kommentierte 
der kulturpolitische Sprecher der SPD
-Fraktion im Stadtrat, Markus Nöhl, 
gegenüber dem „Neuen Deutschland“.
 Trier wolle mit der Welt und den tau‐
senden chinesischen Touristen die je‐
des Jahr in die Stadt strömen in 
Dialog treten, so Nöhl. Die Annahme

der neuen Statue fand denn auch mit
 42 zu 7 Stimmen parteiübergreifend 
breite Zustimmung, lediglich AfD 
und FDP sprachen sich im Stadtrat 
gegen den fernöstlichen Tribut an 
Marx aus. Einer der Kritiker ist der 
Trierer Sinologe Christian Soffel, der
 hinter der Statue „gezielte Propagan‐
da“ vermutet: „Chinesische Touristen
 werden die Statue als Zeichen ür die
 Größe und Macht ihrer Regierung 
empfinden, als Bestätigung des Ein‐
flusses Chinas auf die Welt“ meint 
Soffel, der sich vor allem an der „Ver‐
ehrungshaltung“ der Chinesen ge‐
genüber dem Denker stört. „Trier 
sollte die Größe haben, zu einem ih‐
rer bekanntesten Kinder zu stehen“ 
meint hingegen die Vorsitzende der 
Linken in Trier, Katrin Werner. „Das
 Werk von Marx, insbesondere seine 
treffende Analyse des Kapitalismus, 
hat Menschen auf der ganzen Welt 
bewegt und tut es weiterhin.“

Die 4,40 Meter große Statue, wel‐
che auf einem 1,10 Meter hohen So‐
ckel stehen soll, wurde in enger 
Rücksprache mit der Stadt gestaltet. 
Baudezernent Andreas Ludwig (CDU)
 staete dem Künstler Wu Weishan 
letzten November persönlich einen 
Besuch in dessen Pekinger Atelier ab,
 wo die Figur geformt wurde. „Ich 
stelle Marx in aller Größe dar, mit ei‐
nem entschlossenen Blick in den Au‐
gen“, erklärt der Künstler sein Werk.
 "Seine langen Haare und sein lan‐
ger Mantel verkörpern seine Weis‐
heit. Karl Marx‘ Gedanken drehen 
sich um die Welt. Er ist über‐
zeugt, dass alles in Bewe‐
gung ist und sich 
verändert. Marx 
schaut nach vorne 
und schreitet ru‐
hig voran“, sagt 
Wu gegenüber 
der „Deutschen 
Welle“. Auch er 
hat vom Streit 
über die Statue 
mitbekommen. 
Der Künstler 
begegnet 
solchen An‐

Trier wird mit chinesischer Hilfe zur 
„Karl-Marx-Stadt“

feindungen jedoch entspannt: „Welt‐
weit haben Menschen unterschiedli‐
che Meinungen. Und streiten sich 
über Dinge. Das verstehe ich und ich
 akzeptiere das“, so Wu. 

Dabei kommt nicht nur die Statue 
aus der Volksrepublik, sondern ir‐
gendwie sogar der neue Name der 
Stadt: nachdem sich Chemnitz 
im Juni 1990 von seinem 1953 
eingeührten Namen „Karl-
Marx-Stadt“ trennte, ließ 
sich der Stadtrat alle 
Rechte daran schützen: 
will eine Stadt den Titel 
haben, muss sie daür 
jedes Jahr 1,25 Millionen 
Euro an den sächsische 
Ort überweisen. Dreister 
und gewinnbringender häe 
man sich wohl nicht vom 
Kapitalismuskritiker Marx 
trennen können. Doch 
über die Bezahlung die‐
ser Summe müssen sich 
die Trierer keine Ge‐
danken machen. 
Chinas Regierung hat 
bereits zugesagt ür 
die Lizenzgebühren 
der neuen „Karl-Marx-
Stadt Trier“ vollum‐
änglich aufzukom‐
men.

Noch verhüllt, aber sie steht schon: Arbeiter 
errichten die von der VR China gestiftete 
Karl-Marx-Statue in Trier.
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Kaum ein Tag vergeht in der kur‐
dischen Region Afrin in Nordsyrien,
 ohne dass es zu Gefechten zwischen 
den türkischen Besatzern und mit ih‐
nen verbündeten islamistischen Mi‐
lizen und Guerillakämpfern der 
kurdischen Volksverteidigungsein‐
heiten (YPG) kommt. Seit dem 18. 
März hat die Türkei zwar den größ‐
ten Teil von Afrin besetzt, doch der 
Widerstand dagegen geht auch mili‐
tärisch ungebrochen weiter. So sieht
 sich die Türkei insbesondere im Be‐
zirk Rajo auch Wochen nach dessen 
Besetzung gezwungen wieder Lu‐
angriffe auf vermeintliche Guerillas‐
tellungen zu fliegen.

Bis zum Angriff der Türkei war die
 Region Afrin in Nordsyrien eines der
 sichersten Gebiete im seit Jahren an‐
dauernden Krieg in Syrien. Hun‐
derausende Flüchtlinge flohen 
dorthin. Sie flohen vor Bombardie‐
rungen und Massakern, vor den 
Kämpfen der syrischen Armee mit 
den zahlreichen islamistischen Mili‐
zen, welche unter dem Namen Freie 
Syrische Armee (FSA) firmieren. 
Doch in Afrin gab es weder Kämpfe,
 noch Bombenangriffe, denn bereits 
ab dem Jahr 2013 haben die Men‐
schen in Afrin, wie in anderen Teilen
 Nordsyriens ihr Schicksal selbst in 
die Hand genommen und demokra‐
tische Selbstverwaltungs- und Selbst‐
verteidigungsstrukturen aufgebaut. 
Unter den Schwierigkeiten eines all‐

Der Widerstand in Afrin wird weitergehen!
Von Kevin Hoffmann (perspektive-online.net) ■ Türkei besetzt Afrin und baut eigene Verwaltung auf.

seitigen Embargos und dauerhaen 
Drohungen der Türkei, die von der 
kurdischen Befreiungsbewegung ge‐
ührte demokratische Selbstverwal‐
tung anzugreifen und militärisch zu 
zerschlagen, spielte sich das Leben in
 Afrin doch größtenteils ohne die di‐
rekte Gewalt des Krieges ab. 

Dies änderte sich spätestens ab dem
 20. Januar dieses Jahres, mit dem An‐
griff der türkischen Armee und mit 
ihr verbundenen islamistischen Grup‐
pen der FSA. Von drei Seiten rückte 
eine der größten NATO-Armeen auf 
die kleine Region Afrin vor. An vor‐
derster Front tausende islamistische 
Kämpfer, ausgebildet und bewaffnet 
durch die Türkei und die USA. Wie 
schon beim Angriff der Terroristen 
des selbsternannten „Islamischen 
Staat“ auf Kobane im September 2014
 schwieg die internationale Staaten‐
gemeinscha zu diesem völkerrechts‐
widrigen Angriff. Auch die syrische 
Regierung protestierte lediglich ver‐
halten gegen diesen Angriff auf das 
syrische Staatsgebiet. Ein solcher An‐
griff ist ohne die Zustimmung bezie‐
hungsweise Duldung durch die USA
 und Russland kaum möglich. Beide 
Staaten häen die militärischen wie 
diplomatischen Möglichkeiten ihn zu
 verhindern, haben dies jedoch augen‐
scheinlich nicht getan. Fast zwei Mo‐
nate hielten die Kämpferinnen und 
Kämpfer der kurdischen Selbstvertei‐
digungseinheiten und ihre Frauenein‐

heiten (YPJ) den massiven Angriffen 
der Türkei mit Panzern, Haubitzen 
und Flugzeugen stand. Am 17. März 
entschlossen sie sich schließlich, ins‐
besondere zum Schutz der Zivilbevöl‐
kerung und der vielen Flüchtlinge in
 Afrin, die Stadt zu evakuieren. Seit 
dem ist die Stadt und die Region 
Afrin von türkischen Soldaten und is‐
lamistischen Milizen besetzt.

Auch die deutsche Regierung hat 
durch die Lieferung der, beim Ein‐
marsch in Afrin eingesetzten, deut‐
schen Leopard 2 Panzer und die seit 
Jahren erfolgte Lieferung von Über‐
wachungsfotos durch deutsche Tor‐
nado-Flugzeuge von Nordsyrien an 
die Türkei eine Mitschuld an Ereig‐
nissen in Afrin. 

Mit der Besetzung Afrins begannen
 die Plünderungen. Bilder der franzö‐
sischen Nachrichtenagentur AFP 
zeigten unmielbar nach der Beset‐
zung Afrins, wie türkische Soldaten 
und islamistische Milizen Wohnun‐
gen, Supermärkte und Werkstäen 
plünderten. Milerweile baut der tür‐
kische Staat administrative Struktu‐
ren in Afrin auf und hat die Region 
faktisch zu seinem eigenen Staatster‐
ritorium erklärt. Offiziell soll die Re‐
gion von einem mit Türkei-treuen 
Kurden und Arabern besetzten Rat 
verwaltet werden. Faktisch ist sie je‐
doch dem Gouverneursamt der tür‐
kischen Provinz Hatay unterstellt. 
Überall in der Stadt wehen türkische

Fahnen, werden türkisch- und ara‐
bischsprachige Schilder aufgehangen,
 die kurdischen hingegen verschwin‐
den. Gleichzeitig kündigt die Türkei 
an, ein „islamisches Verwaltungs- und
 Rechtssystem“ einühren zu wollen. 
Schon heute berichten zahlreiche 
Frauen, dass sie sich unter der Besat‐
zung nicht mehr unverschleiert in der
 Öffentlichkeit bewegen können. Auch
 in den Schulen werden Kopücher 
ür junge Mädchen ausgeteilt. 

In den vergangenen Wochen meh‐
ren sich zudem die Berichte über 
Menschenrechtsverbrechen. So sol‐
len dutzende Frauen und Mädchen 
verschleppt worden sein und von den
 islamistischen Milizen als Sexsklavin‐
nen gehalten werden. Ebenso berich‐
ten Bewohner aus Rajo, dass der 
örtliche Bahnhof und die umliegen‐
den Häuser zu einem zentralen Ge‐
ängniskomplex umfunktioniert 
worden sei, in dem es zu massiven 
Folterungen bis zur Tötung von Zi‐
vilisten kommen soll. 

Unterdessen droht die Türkei in 
weitere Gebiete in Nordsyrien einzu‐
marschieren. So etwa in die östlich 
von Afrin gelegene arabische Stadt 
Manbidsch. Seit Wochen bereitet sich
 der Militärrrat der Stadt auf einen 
möglichen Angriff vor. „Wir haben 
Manbidsch befreit, sind nach Hause 
zurückgekehrt und werden es vertei‐
digen.“ so der Kommandeur des Mi‐
litärrats, Muhammed Ebru Adil.

Zahlreiche kurdische Frauen kämpfen in den
YPJ-Verbänden für die Befreiung ihrer Heimat
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Am 5. Mai 1818 gebar Henriee 
Marx, Ehefrau des Trierer Anwalts 
Hirschel Marx, einen Sohn. Sie nann‐
ten ihn Karl. Beide stammten aus jü‐
dischen Familien, aber Hirschel Marx
 war kein gläubiger Mann, sondern 
ein liberaler Verfechter auläreri‐
scher Ideen. Trier gehörte erst seit 
Kurzem zur preußischen Rheinpro‐
vinz. Das Rheinland (der preußische 
König häe lieber Sachsen bekom‐
men) war im preußischen Staat ein 
kultureller Fremdkörper.  Die preußi‐
schen Kerngebiete waren fast durch‐
weg protestantisch, das Rheinland 
war katholisch. Die preußischen 
Kerngebiete waren arm an nennens‐
werten Städten und sozial dominiert
 von großgrundbesitzenden Landad‐
ligen, die über Massen armer, unfrei‐
er Bauern geboten, die gerade erst vor
 ein paar Jahren aus der Leibeigen‐
scha befreit worden waren, während
 das Rheinland stark urbanisiert war, 
ein kräig entwickeltes Bürgertum 
besaß, seine Landwirtscha von frei‐
en Kleinbauern dominiert wurde und
 der Adel eine gesellschalich zweit‐
rangige Rolle spielte. Das preußische
 Kernland erinnerte in seiner Kultur 
und Gesellschasstruktur an das rus‐

sische Zarenreich, während das 
Rheinland kulturell stark an Frank‐
reich angelehnt war und viele Rhein‐
länderInnen es bedauerten, 1813/14 
von der französischen Herrscha „be‐
freit“ worden zu sein (so der eine Ge‐
neration vor Marx geborene 
Düsseldorfer Heinrich Heine, der 
wehmütig der napoleonischen Jahre 
gedachte). Beides waren zweifellos 
prägende Faktoren in der Sozialisati‐
on des jungen Marx: Einerseits das 
Aufwachsen im fortgeschriensten, 
modernsten Teil Deutschlands, wo 
die Entwicklung von modernen ka‐
pitalistischen Wirtschasformen und
 bürgerlichem Liberalismus weiter war
 als irgendwo sonst, andererseits die 
Erfahrung eines repressiven, bürokra‐
tischen Polizeistaates, der mit ancien
 régime-Methoden liberale Kritiker 
drangsaliert.

Flucht nach Paris
1835 beginnt Karl ein Studium der

 Rechtswissenscha in Bonn, das er 
ein Jahr später in Berlin fortsetzt. 
Prägender als das Studium werden 
während seines Aufenthalts in der 
preußischen Hauptstadt die Kontak‐
te zum dortigen Kreis von Junghege‐

lianern, die die Philosophie Hegels 
von links, in einem emanzipatori‐
schen Sinne neu zu interpretieren 
suchten. Marx entwickelt sich in die‐
ser Zeit zu einem kritischen liberalen
 Demokraten, der als Redakteur ür 
die Kölner „Rheinische Zeitung“ zu 
schreiben beginnt und dank seiner 
spitzen Feder bald zu einem bekann‐
ten Gesicht der bürgerlichen Oppo‐
sition des Rheinlandes wird. Aber die
 deutsche Staatenwelt der Meernich
-Ära ist kein günstiges Terrain ür ei‐
ne bissige Oppositionspresse: Schon 
1843 wird das bereits zuvor ständig 
von der Zensur schikanierte Bla po‐
lizeilich verboten und muss ihr an‐
griffslustigster Redakteur Karl Marx 
nach Paris fliehen, in die Hauptstadt
 des liberalen "Bürgerkönigtums" 
Louis Philippes, wo sich eine Kolonie
 politisch verfolgter Deutscher jeder 
Couleur versammelt hat. Und es ist 
hier in Paris und ab 1845 in Brüssel, 
wo die Grundzüge dessen geschaffen
 werden, was wir heute als Marxismus
 bezeichnen.

Marx kam als bürgerlicher libera‐
ler Demokrat nach Paris. Vier Jahre 
später skizziert er im „Kommunisti‐
schen Manifest“ alle wesentlichen 

Elemente des reifen Marxismus. Wie
 war es dazu gekommen? Vor allem 
drei Faktoren der Pariser und Brüs‐
seler Jahre sind ausschlaggebend. 
Erstens: In den dortigen deutschen 
Emigrantenkreisen blüht ein reiches,
 von den französischen Frühsozialis‐
ten Fourier und Saint-Simon 
inspiriertes kommunistisches Sekten‐
wesen, durch das Marx erstmals in 
Kontakt mit freilich utopischen so‐
zialistischen Konzepten kommt. 
Zweitens: Marx vertie sich in Paris
 in das Studium historischer Werke 
insbesondere zur Geschichte der fran‐
zösischen Revolution. Die Lektüre 
von Francois-Auguste Mignet, der in
 seiner Revolutionsgeschichte von 
1824 die französische Revolution als 
eine Abfolge von Klassenkämpfen in‐
terpretiert hae, regt bei Marx die 
Ausbildung der Grundzüge des his‐
torischen Materialismus an. Und 
driens stößt die damals beginnende
 intellektuell fruchtbare Freundscha
 mit dem Fabrikantensohn Friedrich 
Engels Marxens intensive Beschäi‐
gung mit ökonomischen Fragen an -
 eine Auseinandersetzung, die ihn zu‐
sammen mit seinen historischen 
Studien in der Überzeugung bestärkt,

Handbuch kommender Aufgaben
Von Fabian Lehr ■ Die deutsche Linke scheint heute wieder so atomisiert zu sein wie zu Marxen‘s Zeit. Dabei erkannte bereits der junge 
Marx sehr schnell, dass kein Vorankommen auf individueller Basis, sondern nur zusammen mit der Masse möglich ist. 

2
Karl Marx, der uns mit seinen wissenschaftlichen Leistungen so viel über Geld und Kapital gelehrt hat, wurde irgendwann selbst auf 
Banknoten gedruckt. Am 5. Mai 2018 feiern wir den 200. Geburtstag des Begründers des wissenschaftlichen Sozialismus und setzen sein
 Werk – allen Widrigkeiten, Niederlagen und Rückschlägen zum Trotz! – auch im 21. Jahrhundert fort.

Rotes Deutschland | Ausgabe 1
Mai 20186   Lernen, lernen...



dass die Ökonomie der Schlüssel zum
 Verständnis der gesellschalichen, 
politischen und kulturellen Erschei‐
nungen ist und man die Geschichte 
menschlicher Gesellschaen in erster
 Linie als eine Abfolge sozioökonomi‐
scher Interessenkonflikte zwischen 
Klassen verstehen muss.

Die Macht der Klasse
Aus diesem während der Pariser 

und Brüsseler Studien geschaffenen 
theoretischen Fundament ziehen 
Marx und sein Mitstreiter Engels die
 praktischen Konsequenzen, die sie 
weit über Junghegelianismus, Anar‐
chismus und utopischen Sozialismus
 hinausheben und ür MarxistInnen 
bis heute gültig sind. Ja – die gerade 
heute gültig sind, denn wenn ich 
mich entschlossen habe, in diesem 
Artikel einen Blick ausgerechnet auf
 die Jahre des werdenden Marxismus 
in den frühen und mileren 1840ern 
zu werfen, dann weil ich der Meinung
 bin, dass die westliche Linke des 21. 
Jahrhunderts sich wieder in einem 
ähnlichen Zustand befindet wie die 
aus isolierten kleinen Diskussionszir‐
keln bestehende Linke der Zeit vor 
1848 und dass sie, um aus diesem Zu‐
stand herauszukommen, die Lehren 
beherzigen müssen, die Marx und En‐
gels damals aus dem ähnlich trauri‐
gen Zustand der Linken zogen.

Welchen zentralen Denkfehler 
haen Junghegelianer, Anarchisten 
und utopische Sozialisten gemeinsam?
 Die Annahme, die befreite Gesell‐
scha werde von einer kleinen Zahl 
weiser, erleuchteter Individuen her‐
beigeührt werden, die im stillen 
Kämmerlein die ideale Zukunsge‐
sellscha fix und fertig entworfen ha‐
ben und diesen Idealplan nun durch 
Aulärung der Öffentlichkeit oder 
per Putsch zum Wohle der Allgemein‐
heit verwirklichen. Marx und Engels
 waren in kritischer Auseinanderset‐
zungen mit diesen Vorstellungen zum
 Schluss gelangt, dass Individuen und
 kleine Gruppen von Revolutionären 
und Sozialutopisten niemals ein ei‐
genständiger bedeutender historischer
 Faktor sind, sondern dass die Massen
 selbst in ihrer aus der ökonomischen
 Entwicklung resultierenden Bewe‐
gung die Geschichte machen und re‐
volutionäre Gruppen nur dann eine 
Rolle spielen können, wenn sie sich 
in den realen Emanzipationskämpfen
 der Massen als deren entschlossens‐
te Avantgarde an ihre Spitze stellen.

Die Feststellung im „Kommunisti‐
schen Manifest“, die Kommunisten 
seien keine eigenständige Kra, son‐
dern der entschlossenste Teil der Ar‐
beiterInnenklasse in ihrem 
Befreiungskampf, enthält den Kern 
der marxistischen Lehre: Wer sich 
einbildet, er könne aus eigener Kra,
 außerhalb von Klassenkämpfen den 
gesellschalichen Fortschri herbei‐
ühren, wird niemals über das Stadi‐
um ohnmächtigen, isolierten 
Sektentums hinauskommen - wie 
eben die diversen Grüppchen, denen
 der junge Marx in der Linken der 
1840er Jahre begegnete und in Ab‐
grenzung von denen er zusammen 
mit Engels seine eigene Geschichts- 
und Gesellschasanalyse entwickel‐
te. Sie erkannten richtig, dass die Ent‐
wicklung der kapitalistischen 
Wirtscha zu Gegenbewegungen der
 Massen ühren würden, dass der Ka‐
pitalismus mit seiner Proletarisierung
 der Bevölkerung selbst die Kräe 
scha, die ihm entgegentreten kön‐
nen und müssen und ihn eines Tages
 stürzen werden und dass es nicht 
Aufgabe der Linken ist, anstelle der 
Massen und in ihrem Interesse diese 
Kämpfe stellvertretend zu ühren, 
sondern als entschiedenste, politisch
 klarste Kra jeden einmal ausgebro‐
chenen Kampf der Massen zu unter‐
stützen und schließlich anzuühren.

Ein neues 1917?
Wenn wir heute die Atomisierung,

 die Bedeutungslosigkeit, die Isolati‐
on der gegenwärtigen westlichen 
Linken betrachten, die in vielem so 
sehr an diesen Pariser und Brüsseler 
linken Mikrokosmos der 1840er erin‐
nert, dann haben wir keinen Grund, 
uns davon entmutigen zu lassen. Mit
 Beginn der Finanz- und Weltwirt‐
schaskrise von 2007. ist der Kapita‐
lismus in eine nun schon über ein 
Jahrzehnt andauernde Krisen- und 
Stagnationsperiode eingetreten, in 
der die vielbeschworenen „Selbsthei‐
lungskräe“ des Marktes versagen 
und aus der er aus eigener Kra kei‐
nen dauerhaen Ausweg mehr fin‐
den wird. Die in dieser Situation 
immer evidentere Unähigkeit des 
Kapitalismus, den Massen Stabilität, 
Sicherheit und einen steigenden Le‐
bensstandard versprechen zu können,
 untergräbt weltweit seine Akzeptanz
 und wird überall zu massiven, revo‐
lutionären Charakter annehmenden 
Klassenkämpfen ühren, in denen die

arbeitende Bevölkerung sich ihre Zu‐
kun zurückholt. Das kapitalistische
 System steht am Beginn der wahr‐
scheinlich schwersten Krise seiner 
bisherigen Existenz, und die Reakti‐
on darauf wird nicht nur ein neues 
1848 sein wie es der junge Marx er‐
lebte, sondern ein neues 1917 im Rie‐
senmaßstab.

Die Frage ist nicht, ob das globale 
kapitalistische System einer Existenz‐
krise zusteuert, und die Frage ist auch
 nicht, ob ihm in dieser Existenzkrise
 ein heiges Auegehren der Massen
 entgegenschlagen wird. Die Frage ist,
 um in meinem Vergleich zu bleiben, 
ob wir nur einen neuen Februar 1917
 oder einen neuen Oktober 1917 erle‐
ben werden, ob die Massen in ihrem 
spontanen Auäumen nur die alten 
politischen Formen ihrer Unter‐
drückung sprengen, ohne etwas An‐
deres an ihre Stelle setzen zu können
 (wie in den letztlich gescheiterten Re‐
volutionen des arabischen Frühlings 
ab 2011), oder ob sie von der Zerstö‐
rung des Alten zum Auau des Neu‐
en und Besseren übergehen, was eine
 entschlossene, politisch klare revolu‐
tionäre Führung voraussetzt. Zu ei‐
ner solchen revolutionären 
Avantgarde zu werden ist die Aufga‐
be der Linken in diesem Augenblick 
der Ruhe vor dem Sturm.

Es gibt keinen aktuelleren, keinen 
scharfsinnigeren Leitfaden ür diese 
Aufgabe als die Schrien, mit denen 
Marx und Engels damals die schwa‐
che, isolierte, sektiererische Linke ih‐
rer Zeit von ihren utopischen 
Irrwegen abzubringen und auf ihre 
wirkliche Aufgabe in der bevorste‐
henden Revolutionsperiode einzu‐
schwören. Das „Kommunistische 
Manifest“ wurde 1847 in Angriff ge‐
nommen, als Europa als ein einziger 
Hort dröger konservativer Stabilität 
und ewig ungehinderter Herrscha 
der Reaktion erschien und kam 
glaubha war, dass die zersplierten,
 schwachen, isolierten oppositionel‐
len Kräe in absehbarer Zukun ei‐
ne Rolle spielen könnten. 1848 stand
 der Kontinent von Paris bis Budapest
 in revolutionären Flammen. Wir ste‐
hen heute wohl noch nicht 1847, son‐
dern erst 1843-45. Nutzen wir die 
Wartezeit, uns vorzubereiten – und 
lassen wir uns von den blauen Bän‐
den davon überzeugen, dass das 
Handbuch unserer kommenden Auf‐
gaben schon geschrieben ist.

Zeit, sich ein 
anderes Bild 
von der Welt 
zu machen.

www.jungewelt.de
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Entspannungssignale aus Pjöngjang
Pjöngjang/Beijing. Die Demo‐

kratische Volksrepublik Korea 
(DVRK) will ihr Nuklearprogramm 
einstellen. Auf einem Plenum der re‐
gierenden Arbeiterpartei Ende April 
gab Staatschef Kim Jong-un bekannt,
 dass sein Land keine weiteren Rake‐
ten- oder Atomtests anstrebe, da das
 Atomprogramm seine Ziele erreicht 
habe. Das Testgelände Punggye-ri im
 Nordosten des Landes, auf dem in den
 letzten 12 Jahren sechs Atomtests 
stafanden, soll geschlossen werden.
 Die Erreichung der atomaren Bewaff‐
nung sei ein „Sieg“ und zugleich „be‐
ständige Garantie“, so Kim. „Die 
gesamte Partei und das gesamte Land
 sollten sich nun auf die Entwicklung
 der sozialistischen Wirtscha kon‐
zentrieren“, sagte der 34-jährige 
Staats- und Regierungschef.

Sowohl Südkorea als auch die USA
 begrüßten das Signal der Entspan‐
nung aus Pjöngjang. Südkorea will 
im Gegenzug seine in Grenznähe be‐
triebenen Propagandalautsprecher 
abstellen. Hintergrund sind die lau‐
fenden Gespräche zwischen Nord- 
und Südkorea, die in ein direktes 
Treffen mit US-Präsident Donald 
Trump im Juni münden sollen. Ob‐
wohl Trump das Treffen an unklare 
Bedingungen knüp und sich vorbe‐
hält den Raum „auf diplomatische 
Weise“ jederzeit zu verlassen, birgt 
das Signal Hoffnung auf Entspannung
 ür die koreanische Halbinsel. Mög‐
lich wurde dies durch Kims Besuch 
in Beijing Ende März, bei dem Chinas
 Staatspräsident Xi Jinping eine ver‐
mielnde Rolle übernahm. Die Präsidenten der DVRK und der VR China, Kim Jong-un und Xi 

Jinping, bei ihrem ersten Treffen am 25. März in Beijing.

Miguel Díaz-Canel heißt Kubas 
neuer Präsident. Der 58-jährige wur‐
de auf der ersten Versammlung des 
neu gewählten kubanischen Parla‐
ments am 19. April zum Nachfolger 
Raúl Castros gewählt. Damit hat der
 lang angekündigte Generationen‐
wechsel auf der sozialistischen Insel 
begonnen, der 2021 mit dem Rückzug
 Raúl Castros von der Spitze der Kom‐
munistischen Partei (PCC) abge‐
schlossen werden soll.

„Die Revolution endet nicht mit ih‐
ren Guerilleros“, sagte der frisch ge‐
wählte Präsident Díaz-Canel in seiner

Sta�elübergabe in Havanna
Von Marcel Kunzmann (cubaheute.de) ■ Eine neue Generation übernimmt Fidel Castros Erbe.

Rede vor den Abgeordneten. 603 der
 604 anwesenden Parlamentarier 
stimmten ür den langjährigen Stell‐
vertreter Raúl Castros als Präsident 
des Staats- und Ministerrats. Díaz-
Canel dankte der historischen Gene‐
ration ür ihre Leistungen. Aufgrund
 seiner Verdienste bleibe Raúl Castro 
weiterhin „an der Spitze der politi‐
schen Avantgarde“, so Díaz-Canel. 
Das Mandat dieser Legislatur beste‐
he in der Fortsetzung der Revolution.
 Es werde keinen Platz ür jene geben,
 die eine Rückkehr zum Kapitalismus
 wollen, so Díaz-Canel.

Im Rahmen seiner Rede übte der 
scheidende Raúl Castro teils heige 
Selbstkritik an der Umsetzung der 
2011 begonnenen Wirtschasaktua‐
lisierung. Viele der Reformen seien 
zu unsystematisch angegangen wor‐
den, das Tempo müsse sich erhöhen.
 Kuba durchlaufe wirtschalich kom‐
plizierte Zeiten, sagte Castro auch mit
 Blick auf die anhaltende Wirtschas‐
blockade der USA. „Wir leben an ei‐
nem Ort und in einer Zeit, die keine 
Fehler erlauben“, so Castro. Zugleich
 kündigte er eine Verfassungsreform 
an, um eine Amtszeitbeschränkung 
von zwei Mal ünf Jahren ür hohe 
Staatsämter festzuschreiben.

Miguel Mario Díaz-Canel Bermú‐
dez wurde am 20. April 1960 in der 
Provinz Villa Clara geboren. Im Jahr 
1982 schloss er sein Studium als Elek‐
tronikingenieur an der Universität 
von Santa Clara ab und diente bis 
1985 bei den Streitkräen. Im April 
des selben Jahres begann er als Do‐
zent an seiner ehemaligen Hochschu‐
le zu arbeiten, nebenbei war er 
hauptamtlich als Funktionär ür den 
kommunistischen Jugendverband UJC
 tätig. Während seiner Zeit als erster 
Sekretär der Provinz Villa Clara (1994
 bis 2003) erwarb er sich durch seine 
Gründlichkeit und Bodenständigkeit
 einen guten Ruf bei der Bevölkerung.

Sta des Dienstwagens nutzte er 
meist das Fahrrad, bis ihm die Partei
 dies aus Sicherheitsgründen unter‐
sagte. Nach seinem Aufstieg als 
jüngstes Mitglied des Politbüros im 
Jahr 2003 diente er zwischen 2009 und
 2012 als Hochschulminister des Lan‐
des. Während seiner Zeit als Vizeprä‐
sident des Staatsrats ab 2013 setzte er
 vor allem bei den emen Digitalisie‐
rung, Internet und Erneuerung der 
Medien Akzente. So forderte er unter
 anderem das Ende der „Geheimnis‐
krämerei“ in den kubanischen Medi‐
en. Das Internet bezeichnete er als 
„Recht aller“, der Zugang dazu müs‐
se „verügbarer und erschwinglicher“
 gemacht werden.

Auch im 31-köpfigen Staatsrat 
wurden rund 40% der Sitze neu ver‐
geben. Der Frauenanteil beträgt in‐
zwischen 48%. Afrokubaner, Frauen 
und Jugendliche müssten verstärkt 
geördert werden, so Raúl Castro. Zu
 den Afrokubanern in der Regierung 
zählt auch Díaz-Canels Stellvertreter
 Salvador Valdés Mesa. Der 72-jähri‐
ge war von 2006 bis 2013 Vorsitzen‐
der des Gewerkschasbunds CTC und
 fungierte zwischen 1995 und 1999 als
 Arbeitsminister des Landes. Auch die
 parteilose Olympiasiegerin Ypsi Mo‐
reno wurde gewählt. Die 37-jährige 
Hammerwerferin zählte zu den Über‐
raschungskandidaten.  Jüngstes Mit‐
glied ist der 23-jährige Vorsitzende 
der Studentenöderation FEU, Raúl 
Alejandro Palmero.
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Der neue kubanische Präsident Miguel Díaz-Canel und sein Amts-
vorgänger Raúl Castro.
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MKu: Im März wurde wieder 
bundesweit zu den Ostermär-
schen mobilisiert. Wie lautet 
Dein Fazit in diesem Jahr?

Pflüger: Interessant war zunächst,
 dass die Ostermärsche deutlich grö‐
ßer waren als die im letzten Jahr. Wir
 haen z.B. allein in Stugart 3000 
Teilnehmer. Leider war jedoch auch 
die Polizeipräsenz deutlich größer 
und sehr viel nervöser, da auch kur‐
dische Vereine und Organisationen 
mit zu den Ostermärschen aufgeru‐
fen haben.

Die Friedensbewegung wird im 
Moment aufgrund der aktuellen Er‐
eignisse wieder stärker, da spielt der
 Einmarsch der Türkei mit Waffen aus
 Deutschland in Afrin eine Rolle, aber
 auch die Bombardierung von angeb‐
lichen syrischen Chemielagern durch
 die USA, Frankreich und Großbritan‐
nien. Insofern wird heute darauf gut 
reagiert wird. Das allgemeine Bedro‐
hungsgeühl ist heute – anders als in
 den 1980er Jahren – so nicht vorhan‐
den, aber die Menschen spüren 
durchaus, was sich da außen-, gesell‐
schas- und innenpolitisch geändert
 hat.

MKu: Die Bundesregierung will
 den Verteidigungshaushalt auf 
2% des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) aufstocken. Was nach we-
nig klingt, entspräche aber rund
 20% des Bundeshaushalts und 
damit dem Stand des Kalten Krie-
ges. Wie kann in der Öffentlich-
keit ein stärkeres Bewusstsein 
dafür geschaffen werden?

Pflüger: Die Frage hat im Wahl‐
kampf kurz eine kleine Rolle gespielt,
 als auch die SPD erkannt hat, dass 2%
 des BIP ür Militärisches beim Wäh‐
ler nicht gut ankommt. Allerdings 
war dies das typische SPD-Blinken 
im Wahlkampf, nachher spielte das 
keine Rolle mehr. Interessant ist, dass
 sich Angela Merkel in ihrer Regie‐
rungserklärung explizit zum NATO-
Ziel von 2% bekannt hat. Wir haen 
eine Erhöhung des Militärhaushaltes
 vom letzten auf dieses Jahr um 8%, 
von 34,1 auf 37 Mrd. Euro. Dies soll 
über die nächsten Jahre verstetigt 
werden, so dass insgesamt mit einer 
Erhöhung in den nächsten vier Jah‐
ren von 10 Mrd. Euro zu rechnen ist.

Laut EU-Beschluss sollen 20% des 
Militärhaushalts im Bereich der In‐
vestitionen liegen, das bedeutet eine 
massive Aufrüstung. Wir müssen den
 Menschen nahebringen, was diese 
konkreten Zahlen bedeuten und dem
 knallhart entgegensetzen: Wir sehen
 wo Gelder fehlen! Das ist insbeson‐
dere im sozialen Bereich, bei denje‐
nigen, die arm gehalten werden z.B. 
durch die Agenda-2010-Politik und 
Hartz IV.

MKu: Sprechen wir über den 
Krieg in Syrien. Wie siehst Du in 
diesem Konflikt die Chancen für
 einen langfristigen Frieden?

Pflüger: Wir erleben dort eine Es‐
kalationsspirale. Die westlichen Staa‐
ten USA, Frankreich und 
Großbritannien haben ohne konkre‐
ten Beweis behauptet, die syrische 
Regierung habe Gigas eingesetzt. 

Als Reaktion darauf wurden angebli‐
che syrische Chemieanlagen bombar‐
diert. Das Interessante ist, dass die 
Bombardierung genau einen Tag vor
 Ankun der internationalen Unter‐
suchungskommission der OPCW be‐
gann. Nach dem Tweet, den Donald 
Trump formuliert hae, kann man je‐
doch gewissermaßen froh sein, dass 
nur die kleine Variante gewählt wur‐
de. Denn der beinhaltete ja auch ei‐
ne direkte Drohung gegenüber 
Russland, was bedeutet häe, dass ei‐
ne direkte militärische Auseinander‐
setzung zwischen Atommächten 
stafindet. Offensichtlich haben die 
Militärs der USA gesagt, dass diese 
große Variante im Moment nicht op‐
portun ist. Sie liegt aber immer noch
 auf dem Tisch und insofern erleben 
wir eine sehr, sehr geährliche welt‐
politische Lage.

Eine Deeskalation würde erreicht, 
wenn der Westen ansta über Russ‐
land zu Reden den Dialog mit der 
russischen Regierung aufnähme. Dies
 entspräche auch der Mehrheitsmei‐
nung der Bevölkerung: wenn man 
sich die Umfragen anguckt, sind es 
zwischen 75 und 90 % die gegen die‐
se Bombardierung sind. Diese Stim‐
mung müssen wir so auf die Straße 
bringen, dass die Bundesregierung 
nicht mehr nur Angst hat, sich zu be‐
teiligen, sondern darüber hinaus in 
Zukun auch Angst haben soll, die 
entsprechende Infrastruktur zu Ver‐
ügung zu stellen. Denn natürlich 
wurden US-amerikanische Einrich‐
tungen in Deutschland ür diesen 

Krieg benutzt und die Bundeswehr 
war indirekt, z.B. durch Aulärungs‐
flüge, daran beteiligt. Da müssen wir
 klar und deutlich sagen: Solche An‐
griffe darf es nicht mehr geben und 
vor allem keine Beteiligung der Bun‐
deswehr daran.

Wir haben jetzt die Bestätigung er‐
halten, dass der wissenschaliche 
Dienst des Bundestags diese Angriffe
 als völkerrechtswidrig einstu. Der 
Vorsitzende des Auswärtigen Aus‐
schusses, Norbert Rögen (CDU), hat
 zuvor mit einer hanebüchenen und 
abenteuerlichen Konstruktion ver‐
sucht zu erklären, dass der Angriff 
völkerrechtskonform gewesen sei. Ich
 hae ihm mit einer Kurzintervention
 widersprochen und finde es richtig 
und gut, dass von Seiten des wissen‐
schalichen Dienstes des Bundesta‐
ges sehr klar formuliert wurde, dass 
dieser Angriff völkerrechtswidrig ist.
 Und er ist nicht nur völkerrechtswid‐
rig, sondern auch ein unglaublicher 
Beitrag ür eine Gesamteskalation mit
 Russland: Man stelle sich vor, es wä‐
ren russische Truppen getroffen wor‐
den.

Wir fordern: Die Bundesregierung
 muss nicht nur sagen, sie beteiligt 
sich nicht, sondern sie muss auch in‐
nerhalb der NATO ein Veto einlegen
 und innerhalb der EU klarstellen, 
dass dies nicht unterstützt und kei‐
nerlei Infrastruktur daür zur Verü‐
gung gestellt wird. Wir müssen eine 
starke Friedensbewegung dazu 
auauen, die dagegen ein klares Nein
 formuliert.

„Die Angri�e in Syrien sind klar völkerrechtswidrig“
Interview mit Tobias Pflüger (MdB), stellvertretender Vorsitzender der Partei DIE LINKE. Das Interview führte Marcel Kunzmann.

Der Friedensforscher Tobias Pflüger ist stellvertretender 
Parteivoritzender der LINKEN und Mitglied des Deutschen 
Bundestages mit Wahlkreis in Freiburg/Breisgau.
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SDAJ
Motto: „Sommer, Sonne, Sozialis-
mus“
18.-21.5. NORDCAMP:  Jugend-
gruppenzeltplatz Falkensteiner 
Strand in Kiel | Normale Karte in-
kl. Essen: € / Soli-Karte: €
Themen: Diskussionsrunden und 
Workshops zu: Wie kann eine 
neue Gesellschaft aussehen?; 
Rund um aktuelle Gewerk-
schaftspolitik; deutsche Kriegs-
politik; Schulpolitik; 
Lateinamerika
17.-20.5. SÜDCAMP: Odenwald 
(genauer Ort auf Anfrage) | 
Karten: € / € (inkl. Essen)
17.-20.5. WESTCAMP: Münster 
(genauer Ort auf Anfrage) | 
Karten: € / € (inkl. Essen)

Linksjugend ['solid]
18.-21.5. „Das linke Pfingstcamp“:
 Zeltplatz Saatwinkel/Berlin-Tegel
 | Karten: € / € (inkl. Essen), 
Programm: Demo und Aktions-
training, Workshops, Lesungen

Rote Peperoni
für die Altersgruppe  bis 
31.5.-3.6. Pfingstcamp 2018: JZP 
im Kirnbachtal (bei Tübingen) | 
Preis: € (Mitglieder: €),
Motto: „Bunt statt braun – jetzt 
erst recht!“

Die Falken
18.-22.5. Berlin: Zeltplatz Heili-
gensee | Preis: € / € (Mitglie-
der) – inkl. Verpflegung
18.-21.5. Mecklenburg-
Vorpommern: JubeK in Kröpelin 
| Preis:  bis €
20.-26.5. NRW: Blomberg | Ziel-
gruppe  bis  Jahre, Preis: €
20.-29.7. Brandenburg 
(Sommercamp): Müritzstrandbad
/Röbel | Preis: zw. € und €,
 Zielgruppe: Kinder zw.  und  
Jahre

Alle Angaben ohne Gewähr. Bitte
 vorab mit den jeweiligen Organi-
sationen Rücksprache wegen ak-
tueller Infos halten!

Termine: Pfingstcamps 2018

Auch dieses Jahr finden bundesweit
 zahlreiche Pfingstcamps sozialisti‐
scher Jugendorganisationen sta. 
SDAJ, Falken und Linksjugend laden
 zum gemeinsamen feiern, diskutieren
 und Zelten ein. Wer sich gerne am 
Lagerfeuer austauschen, den ein oder
 anderen Arbeiterliederabend erleben

oder einfach nee politische Leute 
kennen lernen möchte ist bei den 
Pfinstcamps goldrichtig. Ob das 
„klassische“ SDAJ-Wochenendcamp 
oder das Kinderzeltlager der „Roten 
Peperonis“ - in unserer Auflistung ist
 garantiert ür jeden etwas dabei!

Sommer, Sonne, Sozialismus!
Die sozialistischen Jugendorganisationen laden auch  wieder zu den beliebten Pfingstcamps

Was kann's Besseres geben als mit guten Genossen das 
Pfingstwochenende auf dem Zeltplatz zu verbringen?

Foto: SDAJ, facebook.com/pfingstcampnord
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Endlich wieder ehrlicher Fußball
Am Pfingstwochenende findet in Pankow die . Deutsche Alternativmeisterschaft statt.

Der Berliner Senat plant die Aus‐
lagerung von Schulgebäuden und 
-grundstücken in eine privatwirt‐
schaliche GmbH. Nach aktuellem 
Diskussionsstand unkündbar auf 25
 Jahre. Argumentiert wird mit leeren
 Kassen. Die Gebäude und Grund‐
stücke sollen so gegen Kredit an 
Banken verpändet werden. Dies be‐
deutet nichts anderes als eine Um‐
verteilung von Steuergeldern an 
private Banken. 

Berlin wächst. Jedes Jahr um etwa 
40.000 Einwohnerinnen. Das wirkt 
derzeit vor allem auf dem Wohnungs‐
markt. Waren vor einigen Jahren 
Wohnungen in Nordneukölln noch 
erschwinglich, hat sich die Zuzugs‐
bewegung milerweile nach Wedding
 verlagert und kommt nun langsam in
 Marzahn-Hellersdorf an. Wer in Ber‐
lin bezahlbar leben möchte, darf nicht
 allzu wählerisch sein. In Berlin könn‐
ten wir locker 300.000 neue, bezahl‐
bare Wohnungen brauchen. Immerhin
 haben 60% der Haushalte ein Anrecht
 auf einen Wohnberechtigungsschein.

Dieser Zuzug bedeutet natürlich 
neben dem bestehenden Sanierungs‐
bedarf im Bildungswesen und dem 
verpassten Schulneubau der letzten 
Jahre auch in den kommenden
Jahren Bedarf an unzähligen Schul‐

plätzen. Die Faktenlage ist also ziem‐
lich klar.

Die unkündbare, 25-jährige Über‐
tragung von Schulgrundstücken und
 -gebäuden in eine privatwirtschali‐
che GmbH und deren Verpändung 
stellt eine klare Privatisierung dar. 
Und wer sagt, dass bei einer Ände‐
rung der Regierungskonstellation die
 so geöffneten Möglichkeiten nicht 
weiter ausgenutzt werden? Den Ver‐
treterinnen von AfD, CDU und FDP 
im Abgeordnetenhaus gehen die ak‐
tuellen Pläne nämlich noch nicht weit
 genug.

Volksinitiative: Unsere Schulen
Eine parlamentarische Opposition 

gibt es in dieser Frage also nicht. Der
 einzig ähige Ansatz ist der vor kur‐
zem gegründete Berliner Schultisch 
(weitere Infos unter gemeingut.org/
unsereschule-aktion). Wir müssen zu‐
sammenkommen, um Öffentlichkeit 
ür das ema zu schaffen. Wir müs‐
sen uns inhaltlich rüsten, um die neo‐
liberalen Argumentationsmuster zu 
durchbrechen. Wir müssen die Priva‐
tisierung des Schulwesens in einen 
Zusammenhang mit der Wohnungs‐
not in Berlin, mit den Kämpfen des 
Pflegepersonals im Gesundheitswe‐
sen, der Rüstungspolitik und der 

Sachzwangslo‐
gik setzen. Wir müs‐
sen Betroffenen helfen, 
Gegenwehr zu organisieren. Ein 
Miel kann dazu derzeit die massive
 Unterstützung der gestarteten Volks‐
initiative „Unsere Schulen“ sein.
Es gilt die Frage der Schulprivatisie‐
rung in den Gesamtzusammenhang 
des Raubes öffentlichen Eigentums 
im Interesse der großen Banken und
 Konzerne zu setzen. Es gilt also die 
Logik, der Schuldenbremse, des 
Sachzwanges, der „schwarzen Null“ 
zu durchbrechen und nicht nur fest‐
zustellen, es ist kein Geld da – son‐
dern auch zu fragen: warum ist kein 
Geld da? Wir müssen uns gegen die 
offene und versteckte Umverteilung 
von Steuergeldern an die großen 
Banken und Konzerne wehren. Wir 
müssen eine Bewegung auauen, 

die sich dagegen 
wehrt, dass Großkon‐

zerne und Groß“verdiener“ 
faktisch kaum Steuern zahlen. Wir 
müssen klar machen, dass die drän‐
gendsten, unmielbaren Fragen, die 
sich in Berlin auun, nur antikapita‐
listisch, nur durch eine Politik, die 
die Bedürfnisse der Menschen und 
nicht die Profite Einzelner in das 
Zentrum stellt, gelöst werden kön‐
nen. Wir müssen auch klar machen, 
dass wir dies gegen alle im Abgeord‐
netenhaus vertretenen Parteien tun 
müssen.

MK. Es ist trostlos: Gähnende Lan‐
geweile in der 1. Bundesliga, finan‐
zielle Exzesse im europäischen 
Fußball. Schnauze voll davon? Dann
 bietet die 32. Deutsche Alternativ‐
meisterscha (DAM) vom 18. bis 21.
 Mai auf der Sportanlage Rennbahn‐
straße in Pankow den ehrlichen Fuß‐
ball, den ihr euch wünscht. 
Insgesamt treten 34 Mannschaen 
an, die vielversprechende Namen wie
 „Vibrator Moskovskaya Bremen“ 
oder „Laufen Sollen Die Anderen 
Bielefeld“ tragen. Auch die Bewer‐
bungsvideos der Teams, die unter 
dam2018.de angeschaut werden

können, versprechen neben 
Spitzensport auch die Extraportion 
Trinkfestigkeit.

Ausrichter der diesjährigen DAM 
sind die „Roten Hosen Ost-Berlin“ 
als amtierender Deutscher Alterna‐
tivmeister. Ob sich auch dieses Jahr 
wieder eine der drei Berliner Mann‐
schaen durchsetzen kann, ist ange‐
sichts des starken Teilnehmerfeldes 
fraglich. Wer also nicht nächstes Jahr
 nach Kassel (mit insgesamt sechs 
Teams vertreten!) oder Bremen (ünf
 Teams) fahren will, der sollte sich die
 32. DAM am Pfingstwochenende auf
 keinen Fall entgehen lassen!

Privatisierung verhindern:
Nein zur Schulbau-GmbH
Von Sven George  ■  Gegen die geplante Auslagerung der Berliner 
Schulgebäude in eine GmbH formiert sich eine Volksinitiative (gekürzte 
Fassung, zuerst erschienen im Berliner Anstoß, anstoss.dkp.berlin)

Infos zu Volksini-
tiative unter
rote-zeitung.de/
link/

Online weiterlesen
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Hier könnte Dein Name stehen

Du kannst schreiben oder hast Lust, an einem Lokal-/
Regionalprojekt mitzuwirken? Nimm Kontakt zu uns auf!

Zum 200. Geburtstag ist Karl Marx
 wieder in aller Munde. Entsprechend
 breit ist das Angebot an Veranstal‐
tungen zum Jubiläum. In Marxens 
Geburtsstadt Trier wird beispielswei‐
se vom 4. bis zum 6. Mai die Konfe‐
renz „Marx hat Zukun“ von DKP 
und SDAJ abgehalten. Dabei soll nicht
 nur diskutiert, sondern auch gehan‐
delt werden. Am 5. Mai wird deshalb
 um 9.30 Uhr am Trierer Viehmarkt‐
platz ein antikapitalistischer De‐
monstrationszug durch die Stadt 
starten.

Auch die junge Welt wird als 
Deutschlands größte marxistische 

Zeitung ein eigenes Programm 
auieten. In diesem Zusammenhang
 sei insbesondere auf das am 5. Mai in
 der „Wabe“ stafinde Festprogramm 
verwiesen. Unter dem Moo „seiner 
Nützlichkeit wegen“ soll ganz im 
Geiste des Denkers dessen Werk in 
einer politisch-kulturellen Gala ge‐
würdigt werden. Geladen sinddie 
Künstlerinnen Gina und Frauke 
Pietsch, die mit ihrem literarisch-mu‐
sikalischen Programm die Triebkräe
 und Wirkungen des Marxschen Le‐
benswerks rezipieren. Eröffnet wer‐
den soll der Abend mit einer Rede des
 Schristellers Dietmar Dath.

Mai 2018
Di, 1.5. | 10 Uhr DGB Gewerk-
schaften: Hackescher Markt, Ber-
lin | Demonstration zum Tag der 
Arbeit
Di, 1.5. | 11-20 Uhr DGB Gewerk-
schaften: Brandenburger Tor, 
Berlin | Kundgebung und Kultur-
programm zum Tag der Arbeit
Di, 1.5. | 18 Uhr Oranienplatz, 
Berlin-Kreuzberg | Revolutionäre
 . Mai Demonstration
Fr, 4.5 - So, 6.5. DKP & SDAJ: Tri-
er | Konferenz „Marx hat Zu-
kunft“
Sa, 5.5. | 9:30-11 Uhr SDAJ, DKP, 
Linksjugend ['solid], DIE LINKE 
Trier: Viehmarktplatz, Trier | An-
tikapitalistische Demonstration 
„ Jahre Karl Marx“
Sa, 5.5. | 19-22 Uhr junge Welt, 
Melodie & Rhythmus: WABE, 
Danziger Str. , Berlin | Festver-
anstaltung mit Kulturprogramm 
zum . Geburtstag von Karl 
Marx
Di, 8.5. | 17 Uhr DKP: Wismar-
platz, Berlin-Friedrichshain | Fei-
er zum Tag der Befreiung

Mi, 9.5. | 14 Uhr VVN-BdA: Ein-
gang Ehrenmal Treptower Park, 
Herkomerstraße | Feier zum Tag 
des Sieges über den Faschismus, 
mit Musik, russischer Küche und 
Zeitzeugen
Do, 10.5. | 13 Uhr Bündnis 
noPAG: Marienplatz, München | 
Demonstration gegen das bayeri-
sche Polizeiaufgabengesetz
Di, 15.5.  | 19 Uhr junge Welt: La-
dengalerie Torstr. , Berlin |  J. 
Masetti: „Fidel Castro - Wie ich 
ihn erlebte“, Buchpremiere mit 
Volker Hermsdorf
Do, 17.5. | 18-20 Uhr Helle Panke
 e.V.: Kopenhagener Str. , Berlin |
 Karl Marx in der bildenden Kunst,
 Vernissage
Fr, 18.05. - So, 21.5. Blücherplatz,
 Berlin-Kreuzberg | „Karneval der 
Kulturen“, Straßenfest und Um-
zug
Pfingsten, 17.-20.5. Pfingst-
camps siehe Terminliste Seite 
Sa, 19.05. | 18 Uhr Interbrigadas 
Berlin: Genter Str.  | Kuba-Film-
reihe „Memorias del subdesarol-
lo“

Juni 2018
Sa, 2.6. #notddz: Goslar | Protes-
te gegen den „Tag der deutschen
 Zukunft“
Sa, 2.6. | 10-18 Uhr DIE LINKE: 
Reformationskirche, Beusselstr. 
, Moabit | Stadt- und 
mietenpolitischer Ratschlag
8.-10.6. DIE LINKE: Leipzig | Bun-
desparteitag
Fr, 8.6. | 11 Uhr Rotfuchs: RG 
Frankfurt/Oder | Vortrag zum 
. Geburtstag von Karl Marx 
von Prof. Götz Dieckmann
Sa, 16.6. junge Welt:  Ladengale-
rie Torstr. , Berlin | Genossen-
schaftsvollversammlung der LPG
 junge Welt
Sa, 23.6. | 9 Uhr Ver.di: Bildungs-
stätte Buntes Haus Bielefeld | Ta-
rifpolitik als Gesellschaftspolitik?,
 Infoveranstaltung
Sa, 23.6. DIE LINKE, Neues 
Deutschland: Rosa-Luxemburg-
Platz, Berlin | Fest der Linken
Fr, 29.6. | 10 Uhr Eberhard-
Schultz-Stiftung: verd.di Bil-
dungs- und Begegnungszentrum 
Wannsee | Konferenz „Men-
schenrecht. Macht. Bildung“

Sa, 30.6. DKP: Ossietzkystraße, 
Pankow | Sommerfest der DKP 
Berlin

Juli 2018
Sa, 28.7. | 14 Uhr Kuba-Solidari-
tät: Stadtpark Lichtenberg | Fies-
ta de Solidaridad

September 2018
Fr, 7.9. - So, 9.9. Unsere Zeit, 
DKP: Revierpark Wischlingen, 
Dortmund | . UZ-Pressefest, 
Volksfest der DKP-Zeitung „Unse-
re Zeit“.

Kontakte
Rotes Berlin: www.rote-
zeitung.de/berlin, berlin@rote-
zeitung.de
junge Welt: www.jungewelt.de
Melodie & Rhythmus: 
melodieundrhythmus.com
DKP Berlin: dkp-berlin.info
SDAJ Berlin: facebook.com/
SDAJ.Berlin/
DIE LINKE Berlin: dielinke.berlin
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